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TOP 53:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der
Wohnungsvermittlung
- Antrag der Länder Hamburg, Baden-Württemberg, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen und Bremen -

Drucksache: 177/13

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfs

Mit dem Gesetzentwurf soll klar festgelegt werden, wer bei der Vermittlung
von Wohnraum die Maklerprovision zu tragen hat. Nur dann, wenn der Woh-
nungssuchende mit dem Wohnungsvermittler einen schriftlichen Maklervertrag
geschlossen hat, soll er bei erfolgreicher Vermittlung das entsprechende Entgelt
schulden. Dies soll aber nur dann gelten, wenn der Makler nicht bereits vorher
vom Vermieter mit dem Angebot der Wohnräume beauftragt wurde, der Woh-
nungssuchende also im Hinblick auf die konkrete Wohnung als erster den Mak-
ler eingeschaltet hat. Auch eine sogenannte Überwälzungsvereinbarung, in der
sich der Wohnungssuchende verpflichtet, ein vom Vermieter geschuldetes Ver-
mittlungsentgelt zu zahlen, soll unwirksam sein. Verstöße gegen diese Rege-
lungen sollen als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bewährt werden.

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, in Zeiten eines angespannten Wohnraummiet-
marktes die erheblichen finanziellen Belastungen eines Mieters zu Beginn des
Mietverhältnisses zu reduzieren.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Rechtsausschuss und der Ausschuss für Städtebau,
Wohnungswesen und Raumordnung empfehlen dem Bundesrat, den Gesetz-
entwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes nach Maßgabe einer
Änderung beim Deutschen Bundestag einzubringen. In einem neuen
§ 1a WoVermRG soll ein Textformerfordernis für alle Maklerverträge über
Wohnraum festgeschrieben werden.

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf BR-Drucksache 177/1/13 verwiesen.




